
Suchergebnisse: Gerechtigkeit

1363 – Nur Angehörige aus Münchner Patrizierfamilien erhalten das Braurecht

München * Das Braurecht wird nur an Angehörige aus Münchner Patrizierfamilien vergeben. Im

Jahr 1363 entstammen alle zwölf Inhaber des herzoglichen Lehensbriefes, der Gerechtigkeit,

einer Familie, die auch im Rat der Stadt und als Bürgermeister zu finden ist. Diese

Brauberechtigten verdienen ihr Geld im Großhandel mit Salz, Wein und Eisen. Sie brauen nicht

selbst und überlassen diese Aufgaben ausgebildeten Brauern.

1616 – Georg Schobinger kauft den an der Lilienstraße gelegenen Klingenhammer

Au * Georg Schobinger kauft auch den an der Lilienstraße gelegenen Klingenhammer mit

Werkzeug, Polier- und Schleifmühle, die oberen und unteren Gärten, Röhrlwasser, Brunnstuben

und Fischgerechtigkeit am Mühlbach um 8.000 Gulden.    Die Klingenschmiede hatte zwar ihren

Ruf und ihre Bedeutung verloren, war aber nachweislich noch als Schobinger Mühle in Betrieb.

1618 – München verfügt über 1.771 bürgerliche Gerechtigkeiten

München * München verfügt über 1.771 bürgerliche Gerechtigkeiten, einschließlich des Handels. 

12. März 1686 – Die Dorfgemeinde Haidhausen fühlt sich in ihren Rechten verletzt

Haidhausen * Die Dorfgemeinde Haidhausen fühlt sich durch die Ausdehnung der

Hofmarkgerechtigkeit für den Freiherrn Franz Pongraz von Leiblfing auf alle Häuser und Gründe

in ihren Rechten verletzt und schreibt dies dem Kurfürsten.

13. März 1692 – Max Cajetan von Törring-Seefeld und Adelheid Felicitas Canossa heiraten

München * Graf Max Cajetan von Törring-Seefeld und Adelheid Felicitas Canossa

heiraten.&nbsp;Er erhält dafür vom Kurfürsten Max Emanuel:       einmalig 30.000 Gulden plus

eine jährliche Pension von 4.000 Gulden,   dazu die Niedergerichtsbarkeit&nbsp;über

verschiedene Untertanen im Landgericht Weilheim und Starnberg,   vier ganze und drei halbe
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Höfe, vier Güter und zwei Sölden   sowie eine neue Braugerechtigkeit&nbsp;für Seefeld.  

Außerdem die Garantie für Max Cajetans militärischen Aufstieg.

18. August 1723 – Kurfürst Max Emanuel verkauft den Falkenhof in der Au

Au * Kurfürst Max Emanuel verkauft den Falkenhof in der Au an den kurfürstlichen Rat und

„Admodiateur der Bräuhäuser“, also den für die Vergabe der Braugerechtigkeiten zuständigen

Verwaltungsmann, Johann Georg Messerer aus Aibling. Die auf Münchner Boden befindlichen

Falkenhäuser waren das älteste beim Alten Hof und das neuere beim Kosttor.  Der ehemalige

Falkenhof in der Au befand sich an der heutigen Falkenstraße 36 und unterstand einem

Aumeister. Nachdem die dort gehaltenen Falken und die anderen wertvollen Vögel unter der

Feuchtigkeit des Bodens sehr litten und in großer Zahl zugrunde gingen, ließ Kurfürst Max

Emanuel ein zweckmäßigeres Falkenhaus vor dem Neuhauser Tor neu erbauen.  Der

Falkenhof in der Au wird zwar sofort zum adeligen Sitz erhoben, doch darf ihn Johann Georg

Messerer erst nutzen, nachdem der dort wohnende Falkner den Neubau an der Arco-, Barer- und

Karlstraße beziehen kann. Messerer muss den neuen Falkenhof zu einem nicht unerheblichen

Teil finanzieren. Dennoch erwirbt der kurfürstliche Rat in der Zwischenzeit alles käufliche Land

um seinen Hof, darunter die Riegermühle und das Säggängerl. 

18. August 1724 – Johann Georg Messerer erhält die Weißbiergerechtigkeit

Au * Johann Georg Messerer erhält die Weißbiergerechtigkeit und bald darauf auch die

Braunbier- und Branntwein-Ausschank-Gerechtigkeit. Messerer muss viel Geld in den Umbau des

Hauses und die Urbarmachung seiner Gründe investieren.  Die Falkenau ist noch zu Beginn des

18. Jahrhunderts eine Isarau. Auch einige Häuser sind entstanden. Da aber Herzog Ferdinand

Maria Innocenz, der Bruder des Kurfürsten Carl Albrecht, um das Jahr 1730 die Falkenau zur

Hühnerjagd nutzen will, dürfen auf den öden Gründen keine weiteren Häuser errichtet werden.

Man überlegt sogar, die vorhandenen Tagwerkerhäuser abzutragen, „weil in den Gebüsch der

Auen allerhandt herrnlose Pursch und zimblich ybl renomiertes Angesindl zu großer Beschwerdte

vnd besorglichen Unhäyls der ganzen Nachbarschaft“ sich aufhält.

1769 – Handwerks-Gerechtigkeiten können vererbt oder verkauft werden

München * Der Rat genehmigt dem Münchner Zunfthandwerk, dass sie ihre an die Person

gebundene Gerechtigkeit vererben oder verkaufen können. Das führt dazu, dass der Erwerb
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einer Gerechtigkeit immer unerschwinglicher wird und sich vermögende Handwerker

Gerechtigkeiten kaufen und ruhen lassen.

1781 – Von 986 Handwerksgerechtigkeiten ruhen insgesamt 66

München * Von 986 Handwerksgerechtigkeiten ruhen insgesamt 66 - oder 6,7 Prozent. Damit

sind Handwerksgesellen oder auswärtige Handwerker, die sich in München niederlassen wollten,

gezwungen, sich unter Hofschutz zu stellen, als „Pfuscher“ zu arbeiten oder sich in den Vororten

niederzulassen, in denen kein Zunftzwang besteht.

1802 – Staatsrat von Hazzi kauft den Edelsitz Pilgramsheim

Untergiesing * Der churtrierische Kammerherr von Horben verkauft den Edelsitz Pilgramsheim an

den Staatsrat Joseph von Hazzi.    Der Staatsrat ist selbst davon überzeugt, dass der

zwischenzeitlich verstorbene Kurfürst Carl Theodor nicht über das Recht verfügt hatte, eine

Sitzgerechtigkeit zu verleihen und aus diesem Grund als Landesherr seine Machtbefugnisse

überschritten habe. In diesem Selbstverständnis verzichtet er auf die Anerkennung von

Pilgramsheim als Adelssitz.

1802 – München verfügt über 1.397 bürgerliche Gerechtigkeiten

München * München verfügt über 1.397 bürgerliche Gerechtigkeiten, einschließlich des Handels.

Das bedeutet einen Rückgang von 374 Gerechtigkeiten gegenüber dem Jahr 1618 - trotz des

Anstiegs der Bevölkerungszahlen.

11. Oktober 1802 – Das Paulaner-Bräuhaus erhält eine reale Bräugerechtigkeit

Au * Dem bisher als Klosterbrauerei geführten Paulaner-Bräuhaus wird eine „ordentliche und

reale Bräugerechtigkeit“ bewilligt. 

1808 – Aloysia Lampert verkauft ihr Kaffeehaus an der Hofgartenmauer

München-Graggenau * Madame Aloysia Lampert verkauft ihr Kaffeehaus an der Hofgartenmauer
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vor der Reitschule samt der realen Kaffeeschenk- und Traiteurgerechtigkeit um 13.000 Gulden an

Johann Nepomuk Schuster aus Friedberg und an seine künftige Ehefrau Nannette Keil, einer

Kammerdienerin der Kurfürstin-Witwe Maria Leopoldine. 

August 1825 – Simon von Eichthal kauft das „Kaffeehaus an der Hofgartenmauer“

München-Maxvorstadt&nbsp;* Die Kurfürstin-Witwe Maria Leopoldine verkauft die an Luigi

Tambosi verpachtete „reale Kaffeeschenk- und Traiteurgerechtigkeit“ an den

Hofbankier&nbsp;Simon von Eichthal und an den Architekten&nbsp;und Unternehmer Ulrich

Himbsel.&nbsp;

1850 – Xaver Hierl erwirbt das historische Braurecht des Angerklosters

München-Graggenau * Franz Xaver Hierl erbt den Anteil seiner Mutter am Zengerbräu und

erwirbt zugleich die alte Braugerechtigkeit des Angerklosters. Mit ihr ist ein bis ins 13.

Jahrhundert zurückreichendes Braurecht verbunden, das als eines der ältesten Münchens gilt.

Seit der Säkularisation des Klosters wechselt dieses historische Braurecht mehrfach den Besitzer

und wird zeitweise zum Gegenstand geschäftlicher Spekulationen.   Für Franz Xaver Hierl bildet

der Erwerb der Angerkloster-Braugerechtigkeit die Grundlage, an der Kellerstraße eine eigene

Brauerei aufzubauen. Damit führt er mehrere traditionsreiche Münchner Braulinien zusammen

und schafft die Voraussetzungen für die weitere Entwicklung des Zengerbräu.

27. Januar 1900 – Europäische Einrichtungen wollen vor den Boxern geschützt werden

Shandong - China * Die Kolonialmächte fordern die chinesische Regierung auf, europäische

Einrichtungen vor den Boxern zu schützen.    Im Frühjahr und Sommer 1900 führen Attacken der

sogenannten Boxerbewegung gegen Ausländer und chinesische Christen zu einem Krieg

zwischen China und den Vereinigten acht Staaten, die sich zusammensetzten aus dem

Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Russland und

den USA.    Getragen wird der Boxeraufstand von den Verbänden für Gerechtigkeit und

Harmonie. Die Boxer bekämpfen den europäischen, US-amerikanischen und japanischen

Imperialismus. Die Bezeichnung Boxer bezieht sich auf eine traditionelle chinesische

Kampfkunstausbildung, die sich selbst als Yihetuan, also Verband für Gerechtigkeit und

Harmonie, nennt. Bei den Boxern handelt es sich um eine soziale Bewegung die sich zwischen

1898 und 1900 als unmittelbare Reaktion auf die Krisenstimmung gegen Ende des 19.
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Jahrhunderts gebildet hatte.    Ihr ursprünglicher Schwerpunkt lag in der Provinz Shandong, wo

das Deutsche Reich“einige Bergbau- und Eisenbahnkonzessionen besaß. Im Frühjahr und

Sommer 1900 breitet er sich dann über weite Teile Nordchinas aus.    Die Boxer machen die

Ausländer und die chinesischen Christen für die Störungen der natürlichen Umwelt und der

sozialen Harmonie verantwortlich. Sie fordern die Beseitigung der Feinde Chinas mit Gewalt, um

die Harmonie wieder herzustellen und treten dabei als Unterstützer der herrschenden

Quing-Dynastie auf. Eine ihrer Parolen lautet: „Unterstützt die Quing und vernichtet die

Fremden.“ 

11. April 1918 – Der Tagesbefehl des britischen Oberkommandierenden

Armentières - Nordfrankreich * Der britische Oberkommandierende&nbsp;Douglas Haig gibt den

Tagesbefehl:&nbsp;„Jede Stellung muss bis zum letzten Mann gehalten werden. Es darf keinen

Rückzug geben. Mit dem Rücken zur Wand und an die Gerechtigkeit unserer Sache glaubend,

muss jeder von uns bis zum Ende kämpfen.“&nbsp;

17. Oktober 1918 – Drohungen und Drohbriefe an die königliche Familie

München * Prinzessin Wiltrud sieht der politischen Realität ganz bewusst ins Auge, als sie

schreibt: „Die politische und militärische Lage ist seit einigen Wochen sehr beunruhigend für uns.

[…] Unsere Truppen sollen nicht mehr recht kämpfen mögen. Wenn der Geist von 1914 noch in

ihnen wäre, würden sie dem Feind besser standhalten können. Die 18-jährigen halten eben viel

weniger aus als die Männer von dazumal. […]    Man muss jetzt mit allem rechnen,        dass der

Kaiser und der Kronprinz abdanken müssen,    dass vielleicht Papa und der Kaiser Karl abdanken

müssen,    dass es Revolution gibt,    dass die gekrönten Häupter nur eine Rolle der

Repräsentation spielen dürfen wie König Georg von England. […]        Die Ungerechtigkeit wird

diesmal wohl siegen. […] Deutschland wird sich demokratisieren, Österreich im besten Falle

Staatenbund werden. […] Vielleicht ist die Demütigung Deutschlands zum Heil des Volkes, und

wenn sich dies in dieser ernsten Zeit fängt, dann kann aus der Rückkehr zur Einfachheit viel

Gutes entstehen.“    Vorausgegangen war eine erlebte Situation. Als sie mit ihrem Vater durch die

Maximilianstraße fährt, schreit ein Arbeiter: „Dank ab!“. Eine neben ihm stehende Frau hält dem

Rufer den Mund zu, um weitere Gefühlsausbrüche zu unterbinden. 

17. November 1918 – Revolution als Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit
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Frankfurt am Main * Die Deutsche Friedensgesellschaft feiert gemeinsam mit dem Deutschen

Frauenausschuss und den Frankfurter MSPD-Frauen in der Frankfurter Paulskirche die

Revolution als „Aufbruch in die Freiheit und zur sozialen Gerechtigkeit“. 

6. April 1919 – Ein Aufruf „An das Volk in Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik

München * „Der revolutionäre Zentralrat Baierns“ veröffentlicht einen Aufruf „An das Volk in

Baiern!“ zur Gründung der Räterepublik. Darin heißt es:&nbsp;       „Die Entscheidung ist gefallen.

Baiern ist Räterepublik. Das werktätige Volk ist Herr seines Geschickes. Die revolutionäre

Arbeiterschaft und Bauernschaft Baierns, darunter auch alle unsere Brüder, die Soldaten sind,

durch keine Parteigegensätze mehr getrennt, sind sich einig, dass von an jegliche Ausbeutung

und Unterdrückung ein Ende haben muss. Die Diktatur des Proletariats, die nun zur Tatsache

geworden ist, bezweckt die Verwirklichung eines wahrhaft sozialistischen Gemeinwesens, in dem

jeder arbeitende Mensch sich am öffentlichen Leben beteiligen soll, einer gerechten

sozialistisch-kommunistischen Wirtschaft.    Der Landtag, das unfruchtbare Gebilde des

überwundenen bürgerlich-kapitalistischen Zeitalters, ist aufgelöst, das von ihm eingesetzte

Ministerium zurückgetreten. Von den Räten des arbeitenden Volkes bestellte, dem Volk

verantwortliche Vertrauensmänner erhalten als Volksbeauftragte für bestimmte Arbeitsgebiete

außerordentliche Vollmachten. Ihre Gehilfen werden bewährte Männer aus allen Richtungen des

revolutionären Sozialismus und Kommunismus sein; die zahlreichen tüchtigen Kräfte des

Beamtentums, zumal der unteren und mittleren Beamten, werden zur tatkräftigen Mitarbeit im

neuen Baiern aufgefordert. Das System der Bürokratie aber wird unverzüglich ausgetilgt.    Die

Presse wird sozialisiert.    Zum Schutz der baierische Räterepublik gegen reaktionäre Versuche

von außen und von innen wird sofort eine rote Armee gebildet. Ein Revolutionsgericht wird jeden

Anschlag gegen die Räterepublik sofort rücksichtslos ahnden. &nbsp;Die Baierische Räterepublik

folgt dem Beispiel der russischen und ungarischen Völker. Sie nimmt sofort die brüderliche

Verbindung mit diesen Völkern auf. Dagegen lehnt sie jedes Zusammenarbeiten mit der

verächtlichen Regierung Ebert, Scheidemann, Noske, Erzberger ab, weil diese unter der Flagge

einer sozialistischen Republik das imperialistisch-kapitalistisch-militaristische Geschäft des in

Schmach zusammengebrochenen deutschen Kaiserreichs fortsetzt.    Sie ruft alle deutschen

Brudervölker auf, den gleichen Weg zu gehen. Allen Proletariern, wo immer sie für Freiheit und

Gerechtigkeit, wo immer sie für den revolutionären Sozialismus kämpfen, in Württemberg und im

Ruhrgebiet, in der ganzen Welt, entbietet die Baierische Räterepublik ihre Grüße.    Zum Zeichen

der freudigen Hoffnung auf eine glückliche Zukunft für die ganze Menschheit wird hiermit der 7.

April zum Nationalfeiertag erklärt. Zum Zeichen des beginnenden Abschied vom fragwürdigen

Zeitalter des Kapitalismus ruht am Montag, den 7. April1919, in ganz Baiern dieArbeit, soweit sie
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nicht für das Leben des werktätigen Volkes notwendig ist, worüber gleichzeitig nähere

Bestimmungen ergehen.       Es lebe das freie Baiern! Es lebe die Räterepublik! Es lebe die

Weltrevolution!“&nbsp;

30. August 1922 – Konrad Adenauer widerspricht Kardinal Michael von Faulhaber

München * Der Präsident des Katholikentages, der damalige Kölner Oberbürgermeister Konrad

Adenauer, widerspricht Kardinal Michael von Faulhaber zwar erst drei Tage später, verwahrt sich

aber immerhin öffentlich gegen diese Aussagen: „Es sind hie und da Äußerungen gefallen, die

man sich aus Verhältnissen örtlicher Natur erklären kann, hinter denen aber die Gesamtheit der

deutschen Katholiken nicht steht. [...] Es verrät Mangel an historischem Blick, die heutige

Verfassung verantwortlich zu machen für die heutigen Zustände“.   Denn, so Adenauer weiter:

„Wenn im Herbste der Wind die Blätter von den Bäumen fegt, so ist der Wind nur der Anstoß,

denn die Blätter waren alt und müde, und wenn der Sturm Äste und Bäume bricht, so war der

Sturm bloß der Anstoß, denn die Bäume und Äste waren alt, denn wären sie nicht morsch und

lebensschwach gewesen, so hätten sie den Sturm überdauert.“  Und der Rheinländer setzte noch

einen drauf, als er sagte: „Wie ich an das Walten einer Gerechtigkeit glaube, so glaube ich auch

daran, daß etwas, was gut und stark ist, nicht untergehen kann“.    Jetzt wird Kardinal Faulhaber

richtig zornig. „Herr Oberbürgermeister“, herrscht der Münchner Erzbischof den späteren

Bundeskanzler der Bundesrepublik Deutschland wie einen Schuljungen an: „Sie haben unserem

König nicht die schuldige Achtung erwiesen“.    In einer Denkschrift hält Konrad Adenauer die

Gefährlichkeit der Haltung und Auffassung des Kardinals in aller Deutlichkeit fest: „Die Haltung

des Kardinals Faulhaber ist unverträglich mit den Interessen des deutschen Katholizismus. Er

muß entweder eine grundsätzliche Schwenkung einnehmen oder dazu angehalten werden, sich

jeder politischen Betätigung auf das Strikteste zu enthalten“. 

1933 – Die Aufgaben des Reichsfinanzhofes ändern sich

München-Bogenhausen * Die Aufgabe des Reichsfinanzhofes bestand während der Jahre von

1933 bis 1945 im Wesentlichen in der Weiterentwicklung der Steuergesetze und der Entwicklung

des Steuerrechts im Sinne der nationalsozialistischen Weltanschauung. Den Boykott jüdischer

Geschäfte, die Entziehung der Berufszulassungen von jüdischen ärzten und die Entfernung

jüdischer Beamten aus dem öffentlichen Dienst bezeichneten die Finanzrichter lediglich als „in

steuerlicher Hinsicht irrelevante Belästigungen“.  Mit ihren Urteilen nahmen die „furchtbaren

Juristen von der Ismaninger Straße“ entscheidenden Einfluss an der Arisierung jüdischen

Vermögens. So mussten Juden, deren Wohnung von der Gestapo“versiegelt wurden, nachdem
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sie ins Ausland geflohen waren, ein Viertel ihres Vermögens als Reichsfluchtsteuer zahlen.

5. Mai 1933 – Ein „Hirtenbrief“ der bayerischen Bischöfe

München-Kreuzviertel - Bayern * Angeblich wollte „Kardinal“ Michael von Faulhaber das „Unrecht

gegen die Juden“ in seinem „Hirtenbrief“ vom 5. Mai ansprechen, wird aber von den anderen

Bischöfen davon abgehalten.    In dem „Hirtenbrief“ der bayerischen Bischöfe heißt es jetzt: 

„Unsere jetzige Reichsregierung hat sich große und schwierige Aufgaben gestellt; sie will das

deutsche Volk, das an den Folgen des verlorenen Weltkrieges und der Revolution so unsäglich

viel leidet, wieder zur früheren Höhe emporführen durch eine geistige, sittliche und wirtschaftliche

Erneuerung. [...]     Daher rufen wir Bischöfe in tiefer Liebe zu unserem armen Vaterlande, [...]

den Blick nicht mehr zu richten auf die Vergangenheit, nicht auf das zu sehen, was uns trennt,

sondern auf das, was uns eint, daher einander die Hand zu reichen und in hochherziger

Opferwilligkeit die vereinten Kräfte einzusetzen, um der furchtbaren Not, dem immer weiter

fortschreitenden Niedergang und dem unseligen Unfrieden Einhalt zu bieten. [...]      Der

Wiederaufbau unseres Volks- und Staatslebens muß zur Grundlage haben die ewigen,

unantastbaren Gesetze des christlichen Glaubens, der christlichen Sitte, der christlichen

Gerechtigkeit und des sozialen Friedens.  Es verdient aufrichtigen Dank, daß der höchste

Vertreter der Reichsregierung in feierlicher Stunde erklärte, das Werk der Wiedererneuerung

unseres Volkes auf den Felsengrund des christlichen Glaubens stellen und freundschaftliche

Beziehungen zur Kirche pflegen zu wollen.  [...]      Wir sind dankbar für die Erklärung des

Reichskanzlers, daß die Rechte der Kirchen nicht geschmälert, ihre Stellung zum Staate nicht

geändert werden wird“.
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